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heit fiir unser Geschlecht haben, die, allen Zinkereien abhold, den
grofien Kampf zu fiihren imstande sind, unbeirrt durch den Beifall
von rechts und links.» - («Neue Wege», 1913, S. 43.)

Daf} dem Jubilar selber diese innere Kraft weiterhin erhalten bleibe,
ist unser Geburtstagswunsch fiir ihn, der sich mit aufrichtigem Dank fiir
alle unserer Sache gehaltene Treue verbindet.

Bruno Balscheit.

Weltrundschau

Pause im kalten Krieg? Unmittelbar nach dem Erscheinen un~

seres Juniheftes ist die Pariser Aufen-
ministerkonferenz zu Ende gegangen, deren Vorder~ und Hintergriinde
unsere letite Weltrundschau zu beleuchten suchte. Das Konferenzergeb-~
nis ist in der Weltsffentlichkeit fast allgemein als kaum mehr erwartete
Entspannung der internationalen Lage empfunden worden. Zum ersten~
mal seit dem Ausbruche des West-Ost-Konfliktes durfte man das Gefiihl
haben, daf§ die Kriegsgefahr wieder ferner geriickt sei; die Angst ist doch
weitherum von den V&lkern gewichen, dafl sozusagen iiber Nacht eine
neue Katastrophe iiber sie hereinbrechen kénne, wie das etwa unmittel-
bar nach dem Umschwung in der Tschechoslowakei — der zum Teil selber
durch die Furcht vor einem nahen Krieg herbeigefiithrt wurde — oder in
jenem Augenblick der Berliner Krise der Fall war, da General Clay be~
_reits zum Losschlagen entschlossen war und die Erhaltung des Friedens
wirklich nur mehr an einem Faden hing. Und dieses jest vorherrschende
Gefiihl der Erleichterung ist auch tatsichlich nicht unbegriindet. Die Pa~
riser Konferenz hat, wenn nichts anderes, so doch mindestens keine Ver-
schlechterung der Beziehungen zwischen Ost~ und Westblodk gebracht,
wie das ihre fiinf Vorgingerinnen getan haben, besonders die letstjihrige
Pariser Konferenz, die mit Eklat in die Luft geflogen ist. Und das ist
— wir sind ja bescheiden geworden — auch ein Erfolg.

Aber bei niichterner Betrachtung erscheinen die positiven Ergebnisse
der jiingsten AuBenministertagung doch allzu mager, um einen wirk~
lichen Optimismus aufkommen zu lassen. Alle wirklichen Entscheidungen
sind in Wahrheit nur verschoben worden. Vor allem ist keinerlei Fort~
schritt in der Vorbereitung eines Friedensvertrages mit Deutschland ge~
macht worden; von einer politischen Einigung Deutschlands — der Vor~
aussetsung fiir den Friedensschlufl — ist man so fern wie je, und seine
Zweiteilung scheint nunmehr auf allen Seiten als vorliufig unabinder~
liche Tatsache hingenommen zu werden, aus der man eben das Beste
zu machen suchen miisse, das unter den obwaltenden Umstinden iiber~
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haupt mdglich sei'. Nicht einmal die Berliner Frage ist geldst worden;
denn was nach der ja schon vorher beschlossenen Aufhebung der Blok~
kade in Paris an Mafinahmen zyr Wiederherstellung der Beziehungen
zwischen den Beseungsmichten vereinbart wurde, das fiihrt tiber den
Rahmen einer bescheidenen Normalisierung der ‘Verhiltnisse vorliufig
nicht hinaus. Und ob der Wirtschaftsverkehr zwischen Ost~ und West~
deutschland, den beide Teile so nétig brauchen, allmzhlich wirklich in
Gang kommt, das kann erst die Zukunft lehren. Eine greifbare Errungen-~
schaft stellt einzig die grundsisliche Einigung der Siegermichte iiber
den Friedensvertrag mit Osterreich dar, die dadurch méglich geworden
ist, daf} die Sowjetunion die Grenzforderungen des unbotmifligen Jugo-
slawien an Osterreich einfach fallengelassen hat. Aber auch hier ist Vor~
sicht geboten, da die Russen kaum aus Osterreich abzichen werden, so~
lange sie nicht {iber die Gestaltung der Dinge in Deutschland einiger~
maflen beruhigt sind.

Wer hat also in Paris gewonnen? Der Westen glaubt, die Konferenz
habe seine Sache gefdrdert, insofern sie den Erfolg der amerikanischen
Druck~- und Drohpolitik gegeniiber Rufiland und die unverkennbare
Verschiebung des Maichtegleichgewichts zugunsten des atlantischen
Blocks registriert habe. Die Sowjetunion anderseits sieht einen Erfolg
fir sich darin, dafl es ihr gelungen sei, eine weitere Zuspitung des
Gegensa’ges zu den Westalliierten, der ihr hitte gefﬁhrlidl werden miis~
sen, zu vermeiden und sich wieder in das Viermadhtekonzert einzu~
schalten, was wiederum dem Westen die Frage nahelegt, ob es nicht
kliiger gewesen wire, die Russen durch Ablehnung der vorgeschlagenen
Konferenz in die véllige Isolierung zu treiben und sie zum offenen Riick~
zug, ja zur Kapitulation zu zwingen. ,

Wie dem aber auch sei: von einer wirklichen Anniherung der beiden
Maichtegruppen kann trofs der in Paris vereinbarten Atempause schwer~
lich die Rede sein. Der «kalte Krieg» geht vielmehr ungeschwicht wei-
ter; das Wettriisten, die Allianzpolitik, das Rinkespiel der Diplomatie,
die vergiftete und aufreizende Propagnda auf beiden Seiten — dieser
ganze Teufelsapparat lauft nach wie vor auf hohen Touren, und wenn
ihm nicht Einhalt getan wird, so wird er die Welt mit absoluter Sicher~
heit aufs neue in den Abgrund stiirzen, der nur mithsam verdeckt immer
noch vor ihr gihnt. -

1 Sehr bezeichnend ist in diesem Zusammenhang die Feststellung des Londoner
Korrespondenten der «Neuen Ziircher Zeitung» (in Nr. 1271), dafl England gar kein
Interesse an einer Einigung Deutschlands habe, vielmehr unbeirrt an seinem Ziel fest~
halte, «Deutschland als europiische Grofimacht zu eliminieren». Solange die Sowjet~
union die deutsche Einheit propagiert habe, sei allerdings auch der Westen zu einer
entsprechenden Haltung genétigt gewesen. «Im stillen hoffte aber London, dafl sich
die Midhte in Paris gerade iiber diesen Punkt einigen wiirden, und England war bereit,
erhebliche wirtschaftliche Konzessionen zu machen, um den politischen Streitpunkt der
deutschen Einheit aus dem Wege zu riumen.> ,
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Sprungbereit! Gerade in den leiten Wochen ist ja der Atlantikpakt

von einem Staat nach dem andern ratifiziert worden,
und was dieser Pakt, trot allen Auslegungskiinsten und Beteuerungen
des Gegenteils in Wahrheit bedeutet, ist nur zu klar. Er ist nicht durch
einen drohenden. Angriffskrieg der Sowjetunion nétig geworden, weif}
doch jeder Unterrichtete, dafl ein solcher Krieg — auch die schlimmsten
Absichten Moskaus vorausgesetit — in den nichsten zehn bis zwanzig
Jahren von vornherein ausgeschlossen ist; vielmehr soll er, gemifl der
bekannten politischen Strategie der kapitalistischen Weltkrifte, dazu
dienen, eine weitere Ausbreitung des Kommunismus nach Westeuropa,
auch wenn sie ohne Eingreifen der Sowjetunion geschihe, mit milita~
rischer Gewalt zu verhindern, womdglich auf «kaltem» Weg, einfach
durch Drohung, wenn ndtig aber auch durch Ausldsung des «heifiens
Krieges, jedenfalls aber in v&lligem Gegensas zu Geist und Buchstaben
der Satung der Vereinten Nationen, die man mit ebensoviel Zynismus
wie Rabulistik uminterpretiert, Der Atlantikpakt, so stellt Konni Zilliacus
in seiner ausgezeichneten Schrift «Dragon’s Teeths («Drachenzihnes)
fest,

<...richtet ein System internationaler Beziehungen auf, das es einem atombomben~
freudigen Politiker wie Churchill oder einem schieBfreudigen Eisenhut wie General
Clay? verhingnisvoll leicht macht, die Welt in einen Krieg zu stiirzen, in dem beide
Teile aufrichtig glauben, daf} sie nur zu ihrer Selbstverteidigung kdmpfen, und es auch
tatsichlich unmdglich wire, zwischen Angriff und Verteidigung zu unterscheiden. Denn
beide Teile wiren in den Krieg gezogen in Verfolgung einer Politik, die den Auf-
fassungen iiber die gegenseitigen Interessen und Anspriiche durch Gewaltdrohung
Nachdruck verleiht, und jeder Teil wiirde nach seiner Auffassung seine Rechte gegen
den Versuch des anderen verteidigen, sie durch Kriegsdrohung zu bestreiten.»

Der Atlantikpakt ist namentlich auch geeignet, den Glauben an die
Unvermeidlichkeit eines west-Sstlichen Krieges zu stirken, der in beiden
Lagern gendhrt wird, mit viel gefihrlicherer Wirkung aber auf seiten
der Westmichte als auf russischer Seite, weil jene militirisch und wirt-
schaftlidr ohne weiteres imstande wiren, einen siegverheiflenden «Ver-
teidigungskrieg» zu entfesseln, sobald sie den Augenblick dafiir ge-~
kommen erachteten. Man denke etwa an die Bostoner Rede Winston
Churchills vom vergangenen Friihjahr, die bei uns viel zu wenig be-~
achtet wurde, {iber deren Sinn und Zwedk aber so unverdichtige Zeugen

2 Es kann auch Feldmarschall Montgomery sein, der kiirzlich bei einer militirischen
Besichtigung in Holland eine eigentliche Kriegserklirung an die Sowjetunion erlassen
hat. Als «christlicher Soldat» stellte er fest, daf} die Nationen des Westens tatsichlich
bereits im Krieg mit Rufiland stiinden, und wenn der Krieg vorerst auch nur <kalt» ge~
fihrt werde, so kdnne daraus zuleit doch «ein heifler oder Schiefkrieg> werden. Nur
die Zusammenballung und Bekundung militirischer Macht kdnne eine solche Entwick~
lung verhindern, und die britischen Streitkrifte, die bereits auf dem europiischen Fest~
land stiinden, wiirden auf jeden Fall Holland gegen einen Angriff zu verteidigen wis~
sen. — Der Mann, der so redet, ist der Chet der Wehrmacht des Westbundes, die
gegenwirtig in planmafigem Aufbau begriffen ist. In seinen und seinesgleichen Hinden
liegt das' Schicksal Europas! : :
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wie die Briider Alsop in der «New York Herald~Tribune» damals (9. April
1949) das Folgende feststellten: .

«Nach Churdhills Ansicht ist es klar, daf wir nur zwei Mdglichkeiten haben, leben~
dig davonzukommen. Entweder wird sich Rufiland radikal und rasch umstellen, oder
wir miissen, wenn ,unsere nicht unbegrenzte Sicherheitsfrist’ abliuft, eine Priventiv-
krise erzeugen, die nétigenfalls zum Prdventivhrieg fithrt, um eine Regelung mit dem
Kreml zu erzwingen. Wann dies ndtig sein wird, deutet seine (Churdhills) Betonung
des nur zeitweiligen Atomkraftmonopols der Vereinigten Staaten an. Kurz, es muf

zur Kraftprobe kommen, bevor der Kreml die Atombombe eines demokratischen Volkes
besit.» (Hervorhebungen von mir.) *

Eine erste Wirkung des Atlantikpaktes wird die Subventionierung
der Aufriistung Westeuropas durch Amerika sein. Sie trifft zwar in ge~
wissen amerikanischen Kreisen auf Widerstand der verschiedensten Art,
ist aber doch bereits ernstlich in Angriff genommen worden, zunichst
im Betrag von 1,45 Milliarden Dollar fiir das erste Jahr. Welche Hoff-
nungen das in Deutschland erwedken muf, ist hier schon wiederholt ge~
sagt worden. Neuerdings hat ein Vertrauensmann Otto Straflers, des
noch in Kanada weilenden ehemaligen Fiihrers der «Schwarzen Fronts —
der Mann nennt sich Waldemar Wadsadk —, 8ffentlich erklirt, wenn die
Westmichte die deutschen Grenzen von 1938 (1) anerkennten und
Deutschland in die «europiische Vélkergemeinschaft» sowie in die UNO
aufnihmen, dann wiirde es ihnen seine ganze Wirtschafts- und Militir-
macht gegen Ruflland zur Verfiigung stellen. «Otto Strafler ist sogar
bereit, eine deutsche Armee unter das Oberkommando der westlichen
Alliierten zu stellen, und nur eine deutsche Armee kann den militirischen
Vormarsch der Sowjets zum Stehen bringen.» Otto Strafler werde auf
jeden Fall innert 24 Stunden nach seiner Riickkehr ins Vaterland 85 Pro-~
zent des deutschen Volkes hinter sich haben.

Das ist leider gar nicht sehr iibertrieben. Und dafl die immer plan-~
mifiger vor sich gehende Eingliederung Westdeutschlands in die Atlan~
tikfront angesichts der militirischen Schwiche der westeuropiischen
Staaten logischerweise auch zu einer Wiederaufstellung der deutschen
Armee dringt, das kann nur bestreiten, wer seine Wiinsche schon fiir
Tatsachen hilt. Eine westdeutsche Wehrmacht ist nun einmal der ge~
gebene Kern jeder Armee, die gegen die Sowjetunion eingesetst werden
soll. Auf keinen Fall werden die Amerikaner bereit sein, selbst mehr als
die unbedingt ndtigen Truppenbestinde in Europa zu lassen oder im
Kriegsfall hintiberzuschicken. Der Abgeordnete Cannon hat es im Re~
prisentantenhaus offen herausgesagt:

«Im nichsten Krieg wollen wir wie im lefsten die Soldaten anderer Nationen aus~
riisten und sie ihre Jungen auf die Schlachtbank schicken lassen, statt dafl wir unsere
eigenen Jungen schicken ... Wir wollen die (feindlichen) Operationszentren anfliegen
und dann unsere Verbiindeten ihre Armeen nachstoflen lassen, andere Jungen, nicht
die unsrigen, um das Gelinde zu halten, das wir erobern ... Mit der Unterzeichnung

des Atlantikpaktes haben wir die Stiispunkte. Alles, was wir jefst noch brauchen, sind
die Flugzeuge, um die Bomben abzuwerfen.»
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Dafl dies die Auffassung des national gesinnten Durchschnitts-
amerikaners tiberhaupt ist, kann kaum bezweifelt werden; dafl es auch
diejenige der grofien Wehrmachtsfiihrer ist, kam kiirzlich in den
Erklirungen des Generalstabschefs Omar Bradley vor dem Senatsaus~
schufl fiir Auswirtiges anlafllich der Beratung der Riistungshilfe fiir
Westeuropa klar zum Ausdrudk.

Das Wirtschaftsproblem Unterdessen tritt, die Atempause im

Austrag des politischen Weltkampfes
ausfiillend, der Kampf um die Gestaltung der internationalen Wirt-
schaft wieder mehr hervor, der ja unsichtbar stets auch hinter den poli~
tischen Auseinanderseungen steht. Und zwar zunichst als britisch~
amerikanischer Konflikt um die Uberwindung der sogenannten Dollar-
krise. Wir kénnen das Problem, um dessen L3sung es geht, vielleicht am
besten verstehen, wenn wir von der einfachen Regel ausgehen, die allen
normalen Giiteraustausch beherrscht: Wer verkaufen will, der mufl auch
kaufen (damit der andere bezahlen kann und das Gleichgewicht gewahrt
bleibt). Dieses Gleichgewicht ist nun aber im britisch-amerikanischen
Handelsverkehr von beiden Seiten her gestdrt, Die Vereinigten Staaten
haben wihrend des Krieges und in den ersten Nachkriegsjahren ihre
Produktionskraft dermaflen gesteigert, daf} sie heute iiber 60 Prozent
mehr Waren auf den Markt werfen kénnen als vor dem Krieg und mit
blol 6 Prozent der Weltbevilkerung zwei Drittel simtlicher Weltgiiter
erzeugen, Der Absatz dieser ungeheuren Warenmassen begegnet nun
aber seit dem Aufhdren der Kriegsproduktion und der Befriedigung des
dringendsten Friedensbedarfes wachsenden Schwierigkeiten, vor allem
auf dem amerikanischen Binnenmarkt. Um so stiirmischer drangt Ame-~
‘rika auf die Offnung der Auslandsmirkte. Damit aber die iiberseeischen
Linder Amerika seine ubersdmussngen Waren abnehmen kénnen, muf}
es ihnen Gelegenheit geben, ihre eigenen Erzeugmsse in Amerika abzu-~
setsen — und gerade davon will Amerika nichts wissen, da es eben, bei
seiner aufs hdchste getriebenen Produktionskraft und der Vielseitigkeit
seiner Hilfsquellen, sozusagen Selbstversorger geworden ist und die an~
dern vermeintlich gar nicht braucht. Es glaubt also, verkaufen zu kénnen,
ohne selbst kaufen zu miissen.

Die sich aus dieser Lage ergebenden Schwierigkeiten werden da-~
durch noch erhéhit, dafl insbesondere die durch den Krieg erschSpften
und verarmten europiischen Linder von Amerika auch dann nicht viel
kaufen kénnten, wenn sie im {ibrigen freien Zugang zum amerikanischen
Markt hitten und so Dollarguthaben erwerben kdnnten, mit denen sie
amerikanische Lieferungen zu bezahlen verm&chten. Das gilt namentlich
von England, das im Krieg gewaltige Verluste erlitten hat und so dollar-~
arm geworden ist, daf} es von Amerika seinerseits mdglichst wenig kau-
fen, aber um so mehr dorthin verkaufen will, im tibrigen aber seinen
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Handel vor allem mit den Lindern der Sterlingwihrung durch zwei-
seitige Vertrige auszudehnen sucht, die Amerika ausschlieflen.

. Eine geradezu groteske Lage! Die Vereinigten Staaten haben sie zu~
nichst dadurch zu mildern versucht, dafl sie der Kaufkraft der kriegs~
geschidigten Lander durch grofziigige Kredite und Schenkungen wieder
aufzuhelfen bemiiht waren. Aber auch wenn man davon absieht, dafl auf
diese Weise die bedachten Linder immer mehr in den Stand gesest
werden, als Konkurrenten der amerikanischen Industrie auf dem Welt~
markt aufzutreten, so konnte diese Stiisungsaktion doch nur ein voriiber~
gehend wirkendes Not~ und Behelfsmittel sein; die von auflen her ge-
stligten Volkswirtschaften mufiten so bald als mdglich wieder selbst auf
die Beine zu kommen suchen. Gerade das wollte aber Grofibritannien
nicht gelingen. Ja seine Wirtschaftsschwierigkeiten, die sich in einer
dauernden Dollarknappheit ausdriicken, haben sich neuerdings sogar
noch weiter, und in hdchst bedrohlicher Weise, verschirft, teils weil der .
Konjunkturriickschlag in den Vereinigten Staaten zu einer Verminde-
rung der amerikanischen Einfuhr aus den Sterlinglindern gefiihrt hat,
teils weil wichtige Exportrohstoffe des Sterlingsgebietes im Preise gefal-
- len sind, teils weil gewisse notwendige Einfuhren der Sterlinglinder
aullergewShnlich zugenommen haben, so dafl die Dollarreserven, mit
denen Grofibritannien sein Zahlungsdefizit gegeniiber den Hartwih-~
" rungslindern ausgleichen muf, eine fast katastrophale Schrumpfung er~ -
litten haben.

Die amerikanische Lésung Wie soll nun — wir konnten natiir~
lich das ganze verwickelte Problem
nur in duflerster Vereinfachung umreifien — das so schwer gestsrte Gleich-
gewicht im internationalen Giiteraustausch wieder hergestellt werden?
Die Vereinigten Staaten antworten: Durch Riickkehr zum freien Spiel
der Krifte auf nationalem wie auf internationalem Boden, durch Wie-~
deranerkennung der unerbittlichen Gesetse der liberalen Konkurrenz-
und Marktwirtschaft, durch Beseitigung aller staatlichen Eingriffe in die
Wirtschaft und aller willkiirlichen Lenkungsmafinahmen, die das selbst~
tatig den Ausgleich zwischen den wirtschaftlichen Bediirfnissen der ein~
zelnen wie der Valker sicherstellende Walten des Preismechanismus
stéren und hindern. Laflt nur jeden frei seinen eigenen wirtschaftlichen
Vorteil suchen, dann kommt auch das grofle Ganze wieder in beste Ord-
nung! ) :
Diese Lehre vom individuellen Gewinnstreben, das die entscheidend
Triebkraft einer gesunden Wirtschaft sei und mit unsichtbarer Hand die
scheinbar widerstreitenden Interessen vereine, ist zwar sittlicher und
wirtschaftlicher Widersinn, der durch tausendfiltige Erfahrung wider~
legt ist und sich nur darum behaupten kann, weil er eben dem Vorteil

der wirtschaftlich Starken, besonders der Besitser der sachlichen Produk-
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{ tionsmittel — Boden und Kapital —, dient, die die Madht auch in Staat
und Verwaltung innehaben. Aber Tatsache ist dennoch, dafl jett ganz
planmifig darauf hingearbeitet wird, die durch den Krieg, diesen ver~
heerendsten Ausdruck des Gewinn~ und Konkurrenzstrebens, aus den
Fugen gegangene Weltwirtschaft aufs neue nach klassisch kapitalisti-
schen Grundsiten in Gang zu bringen. Auf internationalem Boden sind
Marshallhilfe, Ausfuhr amerikanischen Privatkapitals und allseitige
Handelsvertrige (die Politik der «offenen Tiir» — fiir die eigenen Erzeug~
nisse natiirlich nur) Hauptmittel zur Erreichung dieses Zweckes; mehr
und mehr wird aber, in Verbindung damit, auch die innerstaatliche
Wirtschaftspolitik der einzelnen Linder entsprechend umgestaltet.

Am frithesten gingen die Vereinigten Staaten selbst diesen Weg.
Die aus der Reform~Ara Roosevelts und aus der Kriegszeit stammenden
planwirtschaftlichen Mafinahmen wie Preiskontrolle, staatliche Zuweisung

- von Rohstoffen und Betrieb zahlreicher grofier Wirtschaftsunternehmen
durch den Bund wurden fast restlos aufgehoben, die «Privatinitiatives,
das heifit das Bereicherungsstreben, neu angeregt und die Rechtsstellung
der viel zu {ippig gewordenen Gewerkschaften brutal verschlechtert, Das
war zwar nicht die Riickkehr zur «freien Wirtschaft> (deren Grundsitse
nur gegeniiber dem Staat und der Arbéiterschaft durchgesetst wurden,
nicht aber gegeniiber den kapitalistischen Verbindungen und Monopo-~
len), aber das Schlagwort hatte seinen Dienst gleichwohl getan und dem
Erwerbsstreben wieder fast véllig freie Bahn bereitet, auf der es sich mit
glinzendem Erfolg — die Gewinne stiegen ja auf frither nie erreichte
Hohen — riicksichtslos auslebte. ‘

Es ist wahr, die amerikanische Gesamtwirtschaft fahrt dabei nicht un-~
bedingt gut; die Hochkonjunktur flaut bereits wieder sichtlich ab, die
industrielle Produktion ist seit dem letsten Herbst um rund 15 Prozent
gefallen, 6 Prozent der Arbeitskrifte stechen auf der Strafle, und iiber
ein Drittel aller amerikanischen Familien hat keinerlei fliissige Mittel
mehr fiir Notfille oder auflerordentliche Bediirfnisse zur Verfiigung.
Aber solange Produktion, Preise und Profite immer noch mehr als 150
Prozent iiber dem Stand von 1940 stehen und die immer hdher getrie~
benen Kriegsriistungen einem grofien Teil der amerikanischen Industrie
einen stindigen Auftragsbestand mit wundervollen Verdienstmdglich-
keiten sichern, sieht «die Wirtschaft» keinerlei Grund zur Beunruhigung
oder zur Unterstiisung einer Politik tatkriftiger Krisenabwehr. Das
ganze schdne Reformprogramm Prisident Trumans hat darum alle Aus~
sicht, mit Ausnahme weniger Punkte wie Wohnungsbau und Schul-
subventionen bis zu den nichstjahrigen Wahlen auf dem Papier stehen
zu bleiben, wihrend anderseits «die gréfite Kommunistensiuberung der
Geschichte» (Generalstaatsanwalt Tom Clark, jetst Mitglied des Bundes-
gerichts) energisch fortgesest wird und unter dem Vorwand der Ver-
hinderung eines (gar nicht wirklich drohenden) gewaltsamen Umsturzes
der Verfassung die persdnlichen und politischen Freiheitsrechte der Ame-

340



rikaner mehr und mehr eingeschrinkt, die Rechte und Vorrechte der
wirtschaftlich iiberméchtigen Oberschicht aber auch auf politischem Boden
weiter ausgedehnt und befestigt werden. Welche Verblendung, dafl hier
auch die amerikanischen Gewerkschaften, soweit es sich nicht um ihre
engeren Sonderinteressen handelt, mit Schwung und Erbitterung mit-
machen! Professor Harold J. Laski schreibt (in der Neuyorker «Nation»
vom 2. Juli) nach einer Studienreise durch die Vereinigten Staaten mit
begreiflicher Sorge:

«Sollte eine Krise kommen, so braucht es keinen besonderen Scharfblidk, um zu
sehen, daf sie (die <industriellen Imperien» Amerikas) ihre Rettung dadurch zu be-~
werkstelligen suchen wiirden, dafl sie die Macht der organisierten Arbeiter brechen.
Wenn die Gewerkschaften ihre Stellung zu behaupten vermdchten, wiirden die kapita~
listischen' Interessen, statt ihre Souveranitit auf wirtschaftlichem Gebiete preiszugeben,

ihren Besis durch Maflnahmen sichern, die auf einen Frontalangriff gegen die demo~
kratischen Einrichtungen hinauskidmen.»

Westeuropa - Deutschland Das gleiche Rezept, das den Ver~

, ' . einigten Staaten wieder zur vollen
Entfaltung ihrer kapitalistischen Krifte verholfen hat, wird auch den
westeuropdischen Landern verschrieben, in denen durch den Krieg nicht
nur der Wirtschaftskdrper im allgemeinen zerriittet, sondern der Kapita~
lismus selbst tief erschiittert war. In Italien, Frankreich, Belgien, Holland,
Norwegen usw. wurde das «freie Unternehmertum» planmaBig wieder
in seine Rechte eingesetst, und zwar unter titiger Mitwirkung sozialisti-
scher Parteien und Minister. ‘Aber es ist halt schon so, wie Churdhill
letsthin in einer Rede vor seinen Wihlern rithmte: «Die auslindischen
Sozialisten bekiimmern sich nicht um die sozialistischen Thesen, sobald
sie Minister sind. Sie tun, was in ihrer Macht steht, um (mit wirtschafts~
liberalen Methoden. H. K.) ihre Linder zu einem verniinftigen Lebens~
standard zuriickzufiihren.»

- Typisch ist Belgien, das unter Fithrung der Nationalbank alle Wirt-

schaftskontrollen und Lenkungsmafinahmen aufhob, die Lshne tief hielt
und sich keinerlei sozialpolitischen Luxus erlaubte, mit scheinbar prich~
tigem Erfolg fiir die Wiederbelebung der Wirtschaft. Als dann die
Konjunktur umschlug, griff «man» kiithlen Herzens zu den bewihrten
Mitteln der Deflationstechnik und lief die Arbeitslosigkeit soweit an~
steigen, dafl Belgien heute das Land mit dem h&chsten Prozentsats un-~
beschiftiger Arbeiter in der Welt ist. Die Stirkung der reaktioniren
Krifte auch in der Politik war die unvermeidliche (und gewollte) Folge;
und wenn die Katholischkonservative Partei bei den jlingsten Wahlen
auch nicht ganz die Mehrheit erlangt hat, so ist sie doch so stark ge-~
worden, dafl die Fithrung der Regierung nunmehr ihr zufillt und sie
ihre Bemiihungen um die Zuriickberufung des so schwer blofigestellten,
aber eben ausgesprochen klerikal-reaktioniren K&nigs Leopold mit gré-~
Berer Aussicht auf Erfolg fortsetsen kann als bisher.
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Wie verderblich sich die Ridkkehr zur «Marktwirtschaft» in West-
deutschland auswirkt, haben wir hier immer wieder zu zeigen gesudht.
Anna Siemsen spricht es in der «Roten Revue» (Juniheft) neuerdings
aus: : '

<Ich lese immer wieder in schweizerischen Zeitungen von dem wirtschaftlichen
Aufschwung in Deutschland. Wer als Tourist Deutschland bereist, insbesondere in
internationalen Ziigen und mit internationaler Wiahrung, mag leicht diesen Eindruck
erhalten. Es gibt wieder so ziemlich alles. Freilich ist die Qualitit oft recht fragwiirdig
— die besseren Waren gehen ins Ausland —, und die Preise sind es erst recht, das
heifit, von richtiger Kalkulation ist wenig zu spiiren... Der ganze Wirtschaftsauf-
schwung, die zweifellos vorhandenen Gewinne bestimmter Kreise erfolgen iiber einer
grenzenlosen Armut. Es gibt keinen Mittelstand mehr, der aus Besis und Arbeit sich
* ein behagliches Einkommen aufbaut. Die Millionéenmassen leben aus ihrer Arbeit.
Und diese Arbeit ist groflenteils miserabel entldhnt und durchaus ungesichert. Es ist
ein unheimliches Bild, das dauernde Steigen der Arbeitslosigkeit zu verfolgen, die im
letsten Monat in der Westzone bereits auf fast 134 Millionen stand und diesen Stand
mit einem regelmifligen Anstieg von 200 000 monatlich erreichte. In der Schweiz wiirde
das einer Arbeitslosigkeit von 125 000 entsprechen. Aber die Lage ist in Deutschland
anders, einmal weil niemand zuriickgreifen kann auf Ersparnisse oder Vorrite irgend~
welcher Art, sondern Arbeitslosigkeit sogleich das glatte Hungern bedeutet. Sodann
aber, weil diese Millionen miifliggehen miissen inmitten eines schreienden Bedarfs
nach Giitern jeder Art.

Die Wohnungsnot ist schlimm wie je. Aber bauen konnten nur die, welche iiber
Kapital verfiigen. Daher die Klage, man baue nur Geschiftshiuser, Restaurants, Kir~
chen und Villen. Und die Bauhandwerker gehen arbeitslos . . . Und da in Deutschland
die Armut immer sich hinter einer Fassade von Ordnung und Sauberkeit versteckt,
und da die Stidte wirklich ,aufgeriumter’ und an Stelle der Triimmerhaufen jefst leere
Plase sind, so ist das Gesicht des Dauerelends nur denen erkennbar, die genau hin~
schauen.»

Tatsache ist, dafl die Reallshne in Westdeutschland noch nie so nie-
drig waren wie heute; nach dem Wissenschaftlichen Wirtschaftsinstitut
in K&ln betragen sie zurzeit nur 60 Prozent der Lshne von 1936, wah-~
rend die Durchschnittsgewinne der Industrie schon im vergangenen
Msrz wieder auf 115 Prozent des damaligen Standes gestiegen sind. So
sieht es in Westdeutschland aus! Nicht die Wirtschaft ist saniert, son-
dern nur der Kapitalismus — und zwar ein ausgeprigt monopolistischer
Kapitalismus — ist wiederhergestellt worden, mit all seinem Glanz, aber
auch mit all seinem Elend.

Auf diesem Grunde erhebt sich dann jener neue Nationalismus und
Faschimus, den auch Leute beklagen, die an der Restauration des deut~
schen Kapitalismus wacker mitgearbeitet haben. Begiinstigt durch die
Fehler der Beseungsmichte, nicht zuletst durch die Verschleppung des
Abbruches der Kriegsindustrie, der teilweise zu bloflen Konkurrenz-
zwedken miflbraucht zu werden scheint, schiefit das Alldeutschtum wie~
der so {ippig ins Kraut wie je. Neue nationalistisch-militaristische Biinde
und Gruppen wachsen aus dem Boden wie Pilze nach einem Sommer~
regen. Der Ministerprasident eines westdeutschen Landes darf ganz offen

-die Revision der Niirnberger Urteile gegen «unschuldige» Deutsche wie
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Weizsicker fordern. Ein fritherer Stabschef der Wehrmacht — General
Halder — verdffentlicht eine vielgelesene Schrift «Hitler als Feldherrs,
die kein Wort grundsisglicher Ablehnung des deutschen Kriegsverbre-
chens enthilt und nur Hitlers strategische Fehler kritisiert, welche die
deutsche Armee um den verdienten Sieg gebracht hitten. Auch die Sozial-
demokratie schldgt scharf nationalistische Téne an, nicht. nur jest, im
Wahlkampf, wo die Demagogie alles, die Wahrheit nichts ist, sondern
schon seit Kriegsende und unbelehrt durch die Erfahrungen, die sie mit
dieser Agitation in der Weimarer Republik gemacht hat. Verwaltung
und Gerichte sind lingst wieder Dominen der politischen und sozialen
Reaktion; das Bielefelder Gericht fiir die Aburteilung von Verbrechen
gegen die Menschlichkeit z. B. weist unter 33 Beamten 31 frithere Mit~
- glieder der NSDAP auf. Desgleichen gerit die Schule mehr und mehr
wieder unter den Einflul der alten, tlichtigen «Erziehers; bezeichnend,
dafl an einer kiirzlich abgehaltenen Lehrertagung der seinerzeitige nazi~
stische Erziehungsminister fiir Sachsen, Hartnacke, schon wieder das
Hauptreferat erstatten durfte. Und so weiter, und so weiter. Man kdnnte
ja die Belege schier iris Unendliche vermehren.

Dafl diese neu-alten reaktiondr-nationalistischen Strémungen alle
zusammen wieder in den schénsten Antikommunismus einmiinden, ist
selbstverstindlich. Hitler und Goebbels werden sich in Walhall freuen,
wie herrlich ithre Saat aufgegangen ist. Und die guten Deutschen, be-~
starkt durch Franzosen, Englinder und Amerikaner, nehmen das als un~
triiglichen Beweis fiir die Geburt eines wahrhaft demokratischen Geistes
in Westdeutschland! Nein, die Deutschen lehnen in ihrer grofien Mehr-
heit die Demokratie innerlich ab®, wenn sie auch fiir die sogenannten
demokratischen Parteien stimmen m&gen, weil eben andere als solche —
aufler den Kommunisten — bisher tiberhaupt nicht zugelassen sind. Die
Demokratie ist in Deutschland reine Fiktion, «Lebensliige», Lippen-~
bekenntnis. Als wirkliche Kraft hat sie vor der wirtschaftlichen und
sozialen Frage ebenso versagt wie gegentiber der politischen Aufgabe,
die den Deutschen nach dem zweiten Weltkrieg, wie schon nach dem
ersten, gestellt war. Und die Folge ist, dafl die Russen und die von ihnen
gestiigten Kommunisten der Ostzone jeden Tag mehr in ihrer Uber-
zeugung bestirkt werden, daff Kapitalismus, Nazismus und Militarismus
auch in Westdeutschland nur durch Diktatur und «Volksdemokraties
ausgerottet werden kdnnen. Haben die schlappen, lauen «Demokraten»
des Westens, in und auBlerhalb Deutschlands, das mindeste Recht, sich
dariiber zu beklagen?

8 Der amerikanische Militirgouverneur fiir Bayern, van Wagoner, meinte kiirz~
lich, dafl «die amerikanische Besetiung Deutschlands noch 20 Jahre andauern sollte. Es
braucht Zeit, dem deutschen Volke Demokratie beizubringen.»
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England und der Sozialismus Das cinzige westeuropiische

Land, das dem Zuge der
Wiederherstellung des Kapitalismus und der grofibiirgerlichen Klassen~
herrschaft noch Widerstand leistet, ist Grofibritannien, das eben noch im
ersten Siegestaumel eine Labourregierung zur Macht gefiihrt hat. Zwar
ist auch es schon seit Jahr und Tag von Amerika aus dem stirksten Druck
ausgesetst; die Budgetkommission des amerikanischen Senats war kiirz-
lich sogar ganz nahe daran, einen Antrag anzunehmen, wonach die
Marshallhilfe allen jenen Lindern gegeniiber (gemeint war vor allem
Groflbritannien) einzustellen sei, die mit der Sozialisierung ihrer Grund-
industrien fortfithren. Und in England selbst betreiben die Konserva~
tiven, Churchill voran, eine ganz grofl aufgezogene, heftige Propa~
ganda gegen Labours Politik der Vollbeschiftigung, der sozialen Sicher~
heit, der Wirtschaftsplanung und Sozialisierung, die an den wirt~
schaftlichen Schwierigkeiten des Landes in hohem Grade mitschuldig
sei. Wiederbelebung des Gewinnstrebens durch Beseitigung hemmen-
der Kontrollen, massive Einschrinkung der Sozialausgaben, Pfund-
abwertung, Preis~ und Lohnabbau als Folge eines gewissen «ertrig~
lichen» Mafles von Arbeitslosigkeit (wohl so dhnlich wie in Belgien und
Westdeutschland) — das seien, wie im Jahr 1931, als MacDonald und
Snowden die Sache der Arbeiterschaft und des Sozialismus verrieten,
auch jetst wieder die natiirlichen Heilmittel, welche die britische Wirt-
schaft der Gesundung entgegenzufithren vermdchten. (Die gleichen
wohlgemeinten Ratschlige gibt der Labourpartei iibrigens auch unsere
schweizerische Biirgerpresse.)

) Aber diese ganze Tendenzpropaganda hat vorldufig noch wenig

Erfolg gehabt. Die Regierung Attlee~Cripps hat bisher, mit Schwan~
kungen freilich, dem auf sie ausgeiibten Druck ziemlich gut standge~
halten. Insbesondere haben die Ende Juni in Paris gefiihrten Verhand-
lungen iiber die Revision des europiischen Zahlungsplanes nicht den
gewiinschten Erfolg gebracht, obwohl bereits triumphierend verkiindigt
worden war, der britische Schattkanzler gehe «als grofler Verlierer» aus
dem Ringen hervor, «denn der internationalen Wirtschaftspolitik ist bei
dieser Gelegenheit eine Richtung gewiesen worden, die den Zielsetsungen
und Wirtschaftsmethoden der Labourregierung diametral entgegen~
gesetst ists. Aber wie wird der zihe Kampf schlieflich ausgehen? Werden
Cripps und Bevin bei den Washingtoner Verhandlungen vom Sep-
tember auch fest bleiben? Bereits wird ja (Londoner Bericht der «Neuen
Ziircher Zeitung» vom 19. Juli) versichert, Washington werde bestimmt
«die Konvertibilitat (freie Umtauschbarkeit) des Pfundes und den Ver~
zicht auf weitere bilaterale Wirtschaftsabkommen mit diskriminieren~
den (Amerika benachteiligenden) Auswirkungen fordern, wahrschein-
fich aber auch den Verzicht auf die Naticnalisierung der Stahlindustrie
und anderer bedrohter Wirtschaftszweiges. Wird Grofibritannien
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schlieflich nicht doch auch zu Kreuze kriechen — oder besser: das goldene

Kalb kiissen miissen?

Die Labourregierung befindet sich eben in einer recht eigentlich tra~
gischen Lage. Sie steht mit ihrer sozialistischen Innenpolitik allein einer
feindseligen Umwelt gegeniiber — und unterstiitst doch mit ihrer Aufen-
politik die Bestrebungen dieser selben Umwelt verbissen, geradezu ver-
blendet. Solange dieser Widerspruch, ja Widersinn nicht aufgehoben
ist, werden England alle seine Anstrengungen, endgiiltig {iber die
Dollarkrise hinwegzukommen, nicht viel helfen, weder neue Ausfuhr~
steigerungen und Einfuhrbeschrinkungen gegeniiber dem Dollargebiet
noch verstirkte Handelsbeziechungen mit den Lindern des Sterling~ und
des Rubelblodkes (wie sie z.B. der kiirzlich abgeschlossene Handels~
vertrag mit Argentinien angebahnt hat und ein weiterer Vertrag mit
der Sowjetunion ins Auge fafit), ja nicht einmal die konsequentere
Durchfiihrung sozialistischer Lenkungsmafinahmen gegeniiber der bri~
tischen Wirtschaft selbst. Helfen kann auf die Dauer nur die Lésung
Englands von der kapitalistisch-imperialistischen Welt- und Europapolitik
des gegenwirtigen Amerika und, zusammen mit allen dazu willigen
Kraften, der entschlossene Aufbau eines sozialistischen Westeuropa, der
gleichzeitig Englands Staat und Wirtschaft von den driickenden Lasten
einer Riistungspolitik befreien wiirde, die sich Grofibritannien in seiner
heutigen Lage schon aus materiellen Griinden nicht mehr leisten kann.*

Und das ist ja auch die Aufgabe, vor die der demokratische Sozialis-~
mus ganz allgemein gestellt ist. Der gehissige, sture Antikommunismus,
dem sich der Grofiteil der sozialdemokratischen Parteien ergeben hat
und der sie immer tiefer in die Abhingigkeit von der westlichen, beson~
ders der amerikanischen Machtpolitik hineinfiihrt — die Spaltung des
Weltgewerkschaftsbundes und der Aufbau einer neuen, amerikanisch
dirigierten Gewerkschaftsinternationale gehdren ins gleiche Kapitel —,
droht sie innerlich mehr und mehr auszuhshlen und aller revolutioniren
Kraft zu berauben. Wenn es auch vollauf berechtigt und notwendig ist,
daf} sich die Sozialdemokratie dagegen wehrt, von den kommunistischen
Parteien einfach aufgefressen zu werden, so ist es doch unbegreiflich
und kommt dem moralischen Selbstmord gleich, daf sie nicht sehen will,
- wie sie bei einer Fortsetsung des bisherigen kollaborationistischen Kurses
erst recht vom Biirgertum und von den sozialkonservativen Schichten
aufgesaugt wird. Das Schicksal der Sozialistischen Partei Frankreichs, die

* England hat seine Wehrausgaben, trof seiner offenkundigen Zahlungsunfihig~
keit, fiir das laufende Jahr um 107 Millionen Pfund Sterling auf 760 Millionen Pfund .
erhdht, etwa den dreifachen Betrag seiner Vorkriegsausgaben fiir Armee und Flotte.
1500000 Mann dienen in der Wehrmacht oder arbeiten in der Riistungsindustrie
und entziehen damit der Volkswirtschaft eine Produktion von mindestens 500 Pfund
pro Kopf und Jahr, was einer Belastung Grofbritanniens in der Héhe von weiteren
750 Millionen Pfund entspricht. Die Riistungspolitik kostet so jede britische Familie
von vier Kdpfen rund 2% Pfund (etwa 43 Schweizer Franken) in der Wodhe.
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lingst eine kleinbiirgerliche Mittelpartei geworden ist und an Anhinger-
schaft wie an Einflul unaufhaltsam verliert, sollte als Warnung wirk~
lich gentigen!® Oder ist den Rechtssozialdemokraten die Zuriickdringung
der Kommunisten, die thnen und den biirgerlichen Parteien in der letsten
Zeit tatsachlich gelungen ist, z. B. bei den jiingsten Wahlen in Belgien -
und Kanada, wichtiger als die Schwachung der eigenen Partei, die gleich~
zeitig und als ganz natiirliche Wirkung des systematischen Antikommu-
~ nismus {iberall festzustellen ist, wo die politischen Krifte gemessen wer-
den? Diirfen sie sich iiber diese Verluste wirklich mit dem Trost hinweg-
seen, dall durch die sozialdemokratisch~biirgerliche Zusammenarbeit
doch wenigstens die Demokratie gerettet worden sei? Wenn sie ehrlich
sind — nein! Denn auf diesem Wege wird nicht die Demokratie gerettet,
sondern nur der Kapitalismus, wihrend im Gefolge des Wiederaufstieges
der wirtschaftlichen und politischen Reaktion die Demokratie ganz sicher
zugrunde gehen wird, eingeschlossen die Sozialdemokratie. Der Kom~
munismus als Bewegung aber wird, tros allen Riickschligen, die er jetst
erleidet, bei dieser ganzen Entwidklung nur gewinnen und in den Augen
der Vélker die einzige ernst zu nechmende Kraft der sozialen Revolution
bleiben, um die nun einmal die Welt einfach nicht mehr herumkommt.

Die Wirtschaft des Ostblocks Mittlerweile befestigt sich auch

der Kommunismus als System
mehr und mehr, Der ungeheure Landerraum, der sich zwischen Elbe und
Amur, zwischen Eismeer und Mittelmeer ausdehnt, wird auf kommuni~
stischer Grundlage immer planmafiger zu einem einzigen, einheitlich
organisierten Wirtschaftsgebiet zusammengefaf}t, das sich bei voller Ent-
faltung seiner fast unerschdpflichen Krifte mindestens so gut selbst ver-
sorgen kann wie das amerikanische Imperium und das hoffen darf, im
Laufe der Zeit die kapitalistische Welt an Leistungsfihigkeit nicht nur
zu erreichen, sondern sogar zu {iberfliigeln. Schon heute produzieren die
Ostlander, trots den beispiellosen Kriegsverwiistungen, die sie erlitten, im
ganzen mehr als vor zehn Jahren, und wenn die gegenwirtig laufenden
Wirtschaftsplane erfillt sind — das diirfte um 1954 herum der Fall sein —,
dann wird thnen zum erstenmal seit Beginn der industriellen Revolution
ein Vorrat an Kapital- und Verbrauchsgiitern zur Verfiigung stehen, der
sie vom Ausland weithin unabhingig machen und zugleich ihre weitere
wirtschaftliche und politische Vereinheitlichung wesentlich zu erleichtern

5 Fiir das Vorherrschen der antikommunistischen Ideologie in der franzdsischen
. Sozialistenpartei gibt Alexander Werth im «New Statesman» ein bezeichnendes Bei~
spiel. Am jiingsten Parteitag der SFIO in Paris war im Vorraum des Verhandlungs-~
saales ein grofler Buchladen aufgemacht. «Da lagen, breit ausgelegt, die Schriften von
Kravchenko, General Anders, William Bullitt, Mikolajczyk und andere Biicher, die
die Greuel des kommunistischen Ruflland beschrieben. Sie waren eingerahmt von kaum
ein paar verstaubten, antiquarischen Exemplaren von Guesde und Jaurés, nebst einer
kurzen Broschiire mit den Kriegserinnerungen von Léon Blum.» Symbolisch, fiirwahr!
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geeignet sein wird. Die innere Erschliefung dieses riesigen Wirtschafts~
_raumes, die Weiterfithrung des groflen kommunistischen Sozialexperi~
ments und seine Sicherung gegen Stérungen und Angriffe von auflen —
das sind denn auch die wahren, wesentlichen Ziele der Sowjetpolitik,
nicht die kriegerische Ausdehnung des russischen Machtbereiches nach
dlim so ganz anders gearteten Westeuropa oder gar nach Amerika hin-
iiber. -

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit der Ostblockstaaten hat in der
leiten Zeit bereits augenfillige Fortschritte gemacht. Ihr gegenseitiger
Handelsverkehr steht erheblich iiber demjenigen der Vorkriegszeit. Der
Giiteraustausch zwischen der Sowjetunion und den Volksrepubliken ist
heute an Umfang doppelt so grofl wie 1939, und derjenige zwischen den
Volksrepubliken untereinander erreicht mengenmiflig schon die Hilfte
ihres gesamten Auflenhandels vor dem Krieg, von dem er 1939 nur einen
. Fiinftel ausmacdhte. Noch bleibt die Ausfuhr der osteuropiischen Staaten
nach der Sowjetunion hinter ihrem fritheren Export nach Deutschland
und Osterreich zuriid, aber er ist doch schon zehnmal gréfler als vor
dem Krieg und ihre Einfuhr aus der Sowjetunion gar 25mal hsher als
damals. Und wenn man etwa die grofiziigigen Entwiirfe fiir die Ent~
widklung des Wirtschaftsverkehrs zwischen Polen und der Tschecho-
slowakei kennt, insbesondere fiir die Zusammenlegung der natiirlichen
Hilfsmittel der beiden Linder durch die Vereinheitlichung ihrer Kraft-
erzeugung und die Gesamtplanung ihres Verkehrswesens (u.a. durch
den Bau eines Schiffahrtkanals zwischen Oder und Donau, der die
Ostsee mit dem Schwarzen Meer verbinden soll), dann bekommt man
schon einen Begriff von den «unbegrenzten Mdglichkeiten», die sich
auch diesen Lindern erdffnet haben. '

In diesem Zusammenhang mufl auch das Streben der Leiter der So~

wietpolitik nach politischer Vereinheitlichung der Linder des Ostblockes
- gesehen werden. Wirtschaftsplanung nur mit Riicksicht auf die eigenen
nationalen Interessen, eigenstaatliche Vorbehalte — z. B. in bezug auf die
Militarpolitik — oder gar Widerstand gegen die kommunistische General-
linie selbst — das sind in den Augen des Kreml unentschuldbare Ver~
brechen. So ist denn in Polen, nach Gomulkas Kaltstellung, die Gleich~
schaltung mit der Sowjetunion riicksichtslos weitergefiihrt worden, wih~
" rend in Ungarn der einst allmichtige Innen~ und Auflenminister Rajk
mit seinem ganzen Anhang unter schwerster Anklage vor Gericht ge~
stellt wird. In Bulgarien wurde seinerzeit Dimitrow, der grofle, unlingst
verstorbene Internationalist, ohne Zimperlichkeit in den Senkel gestellt,
als er sich «nationalistische Abweichungens erlaubte, und Kostow, der
frithere Vizeministerprasident der Regierung, wenn nicht einfach «liqui-
dierts, so doch aus Amt und Wiirden vertrieben. Auch General Markos,
der Fishrer der griechischen Partisanen, ist wegen mangelnder Gefiigig-
keit gegeniiber Moskau in Ungnade gefallen, und der Organisator des
kommunistischen Albanien, Dzodze, gar als «Verriter» hingerichtet wor-~
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den. Was Wunder, dafl die Kominform ihren Kampf gegen Tito~Jugox
slawien mit duflerster Gehissigkeit und offenkundig verleumderischen
Waffen fortsetst, freilich chne dafl sie bisher die Stellung der Keger
wesentlich hitte erschiittern k&nnen! Der starre Zentralismus und un~
duldsame Gleichschaltungswillen, der sich in all diesen Aktionen kund-
tut, ist eben doch nicht Ausdruck von Stirke, sondern von Schwidhe und
Furcht und bedarf dringend der Korrektur durch den f&deralistischen Ge-
danken, wenn er sich nicht gegen seine Triger selbst kehren soll. Aber
solange die unheilvolle Spannung zwischen Ost und West anhilt, wird
Moskau die Ziigel wohl auch hier nicht lodkern wollen; wer sich im
Kriegszustand befindet, der hat eben gemeinhin kein Auge mehr fiir die
Kraftquelle, die in freiwilliger Bindung und Zusammenordnung ver~
borgen liegt, .

Pazifikbund? Dabei droht erst noch der Gegensats zwischen den
beiden Grofimachtblddken in Zukunft weiter ver~
scharft zu werden durch die Entwicklung, welche die Ereignisse in Ost-
und Siidostasien nehmen, insbesondere in China. Die kommunistischen
Volksarmeen haben dort nach verhiltnismiflig kurzer Atempause ihren
stiirmischen Vormarsch nach dem Siiden wieder aufgenommen und be-~
drohen bereits Kanton. An einen ernsthaften Widerstand der «natio-~
nalen» Streitkrifte ist bei der vélligen Zerriittung, der Kuomintang-
China anheimgefallen ist, gar nicht zu denken, so dafl der Zeitpunkt
nicht mehr allzu ferne sein kann, da die Kommunisten an den Grenzen
Indochinas und Burmas, ja Indiens stehen werden. Die Beunruhigung,
die ob solcher Aussicht die Interessenten des alten Regimes ergriffen hat,
ist nur zu begreiflich. Der Ostasien-Korrespondent der «Neuen Ziircher
Zeitung», Walter Bofhard, ein getreues Echo der Stimmung in diesen
Kreisen, klagt bereits beweglich iiber die schwere Gefahr, die Stidasien
nun bedrohe, wenn auch zunichst weniger von den kommunistischen
Armeen her als von dem «Heer roter Agenten, die von Siidchina bis
Singapur und Sumatra den Umsturz systematisch vorbereiten». Die Ge~
fahr sei um so gréfler, als der Abwehr «die einheitliche Fihrung und
eine methodische Planung» fehlen, wie sie die Kommunisten besiflen.
Nodh sei es freilich nicht zu spit, um Siidostasien vor dem «roten Taifun»
 zu schiien, docdh miifiten die AbwehrmaBnahmen «der grofilen und
kleinen Linder, die an der Erhaltung des demokratischen Gedankens in’
Asien ()) interessiert sind», rasch und einheitlich durchgefithrt werden.

Die Schaffung eines in diesem Sinne verstandenen Pazifikbundes,
der Kuomintang~China; Siidkorea, Siam, Indonesien, Australien und
Neuseeland umfassen solle, wird denn auch gegenwirtig von verschie~
denen Seiten her lebhaft betrieben, vor allem von Marschall Tschiang
Kai-Shek, diesem groflen Vorkimpfer des «demokratischen Gedankens
in Asien», der den Plan einer antikommunistischen Militirallianz durch
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seine demonstrative Reise zu dem ihm gleichgesinnten philippinischen
Staatsprasidenten Quirino geschickt in den Vordergrund geschoben hat.
Das Leide ist, dal man in den Vereinigten Staaten, auf deren Beein-
druckung es Tschiang Kai-Shek mit seiner Propaganda besonders ab-
gesehen hat, von dem Projekt vorderhand nicht viel wissen will. Ge-
brannte Kinder fiirchten das Feuer, und die Erfahrungen, die Amerika
mit der Unterstiiung des militirischen Kampfes gegen die Kommuni~
sten in China gemadht hat, sind ja auch wirklich nicht dazu angetan, zu
einer Fortseung dieser Interventionspolitik in vergréfertem Mafistab
zu ermutigen. Dies um so weniger, als man sich in Washington sagen
muf}, dafl es kein wirksameres Mittel gibe, um das kommunistische -
China in véllige Abhingigkeit von der Sowjetunion zu bringen, als wenn
es, auf die Nord~ und Zentralprovinzen beschrinkt, von Siidchina ge-
trennt bliebe, mit dem es wirtschaftlich wie politisch eine untrennbare
Einheit bildet. Von Siidchina aus aber unter Kuomintang~Fithrung und
mit amerikanischer Hilfe Nordchina zuriickerobern zu wollen, das wire
ein derart phantastisches Unternehmen, daf} es nur allzu begreiflich ist,
wenn sich die Politik der Vereinigten Staaten auf ein solches Abenteuer
nicht einlassen will. Der Atlantikpakt birgt fiir Amerika der Verpflich~
tungen und Gefahren schon genug in sich, um nicht auch noch zu einer
" Ergianzung und Ubersteigerung durch einen neuen Paziflkpakt einzu~
laden. Auch Australien und Neuseeland scheinen «nicht in dem Ding
sein» zu wollen, so wenig wie Indien, auf das man da und dort ebenfalls
z3hlt, So diirfte aus dem ganzen Plan vorerst nicht viel werden — freilich
nicht etwa, weil man dort, wo die Entscheidungen fallen, gewillt wire, -
dem Kommunismus auf dem allein Erfolg verheiflenden Boden, dem~
jenigen radikaler Wirtschafts~ und Sozialreformen, entgegenzutreten
und den Kampf gegen die Armut der asiatischen Volksmassen in grofiem
Stil aufzunehmen, sondern nur, weil man den machtpolitisch-militarischen
Kampf gegen den Kommunismus im Fernen Osten zurzeit fiir wenig
zweckmiBig erachtet. Aber das kann sich dndern, und das heift, dafl
man sich immer auch von Asien her auf eine Zuspiung des west-Sstlichen
Gegensates gefalt machen mufl, je nachdem sich dort die Verhiltnisse
gestalten werden. '

Der geistige Kampf Man schmeichelt sich nun allerdings in der

auflerkommunistischen, besonders in der
christlichen Welt, dall man ja den Kampf gegen den Kommunismus,
wenn schon nicht auf sozialem, so doch neben dem machtpolitischen auch
* auf geistigem Boden fiihre, ja dafl man gegen ihn vor allem wegen seines
materialistischen, gottlosen, widermenschlichen Charakters zu Feld ziche.
Wie steht es damit aber in Wahrheit? Der jett in der Tschechoslowakei
entbrannte Kampf zwischen dem kommunistischen Staat und der rdmi~
schen Kirche mag uns dartiber Aufschlufl geben.
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Indem wir versuchen, uns dariiber ein Urteil zu bilden, wollen wir
von vornherein aufs neue aussprechen, dafl der katholischen Kirche das
Recht vollkommen abgeht, gegen den kommunistischen Staat die Frei~
heit des Gewissens und die Unantastbarkeit der menschlichen Person
anzurufen — Giiter, die sie selbst iiberall planmifig zerstdrt, wo sie zu
befehlen hat. Das gilt namentlich auch fiir thr Verhiltnis zur Tschecho~
slowakei. Rom, das einen Jan Hus verbrannt und seine Bewegung er~
stickt hat, das Bshmen und Mahren, die fast ganz reformiert geworde~
nen, mit Feuer und Schwert zurtickkatholisiert hat, das iiber die Bevolke~
rung dieser beiden Linder, besonders in der Zeit der Gegenreformation
und der Religionskriege, unsigliche Leiden und Verfolgungen gebracht
hat — Rom, so sagen wir, hitte wahrlich allen Grund, nun ein wenig an
die eigene Brust zu schlagen; denn was es jett an Zwang und Drudk
von den kommunistischen Trigern der Staatsgewalt erleidet, ist ja nur
ein winziges Stiickchen Revanche der Geschichte fiir all das Furchtbare,
- das es den Vorfahren seiner heutigen Bedriicker selbst angetan hat. Auf
die tschechoslowakischen Kommunisten machen sicherlich die Klagen der
Rom-Kirche {iber Vergewaltigung und Entrechtung herzlich geringen
Eindruck.

Damit ist freilich die Kirchenpolitik der Prager Regierung noch
keineswegs gerechtfertigt. Ein erstes Unrecht macht das zweite noch nicht
zum Recht. Und die zwangsweise Gleichschaltung aller Auflerungen des
geistigen Lebens mit der kommunistischen Lehre und Weltanschauung,
die jet in der Tschechoslowakei durchgefithrt wird, ist ein Unrecht, das
wir niemals gutheiflen werden und gegen das wir uns im Namen der
evangelischen Freiheit ohne Zaudern auflehnen. Soweit also die katho~
lische Kirche von den totalitiren Mafinahmen des kommunistischen
Staates betroffen wird, miissen wir, die dazu befugt sind, sie verteidigen,
auch wenn sie selbst durch und durch totalitir ist und die Freiheit der
Religionsausiibung im engeren Sinn fiir die tschechoslowakischen Katho~
liken nicht bedroht ist, der Kampf vielmehr um andere Dinge geht.

Um was fiir Dinge? Kurz gesagt darum, ob Rom und seine Diener
das Recht haben sollen, ihren michtigen geistlichen Propaganda-~ und
Herrschaftsapparat zum politischen. Kampf gegen die Regierung der
Volksrepublik einzuseten und die Zusammenarbeit von Katholiken,
Laien wie Geistlichen, mit den kommunistischen Behdrden und Organi-~
sationen zu verbieten. Daran, an dieser Zusammenarbeit, an der Griin~
dung einer von Rom unabhingigen «Katholischen Aktion», an der Her~
ausgabe einer ebenso romfreien Zeitung fiir die katholische Geistlichkeit
und dhnlichen Mafinahmen hat sich der Kampf entziindet, und dagegen
vor allem richtet sich der Bannstrahl, den der Vatikan gegen alle Kom~ -
munisten sein wollenden Katholiken, gegen alle Katholiken bleiben
wollenden Kommunisten geschleudert hat.

Aber hat denn, so mag man fragen, die rémische Kirche nicht das
volle Redht, frei dariiber zu entscheiden, welche politischen Lehren und

350



Verhaltensweisen ihrer eigenen Lehre gemif sind, also auch zu erkliren,
dafl Kommunismus und Katholizismus unvereinbar seien? Und hat sie
insbesondere nicht das Redht, ja die Pflicht, sich dagegen zu wehren, daf}
ihre Organisation zwangsweise zu einem Werkzeug des kommunistischen
Staates gemacht werde?

Darauf ist zweierlei zu erwidern.

1. Es handelt sich bei dem Konflikt in der Tschechoslowakei keines~
wegs nur um eine Zwangsaktion des Staates gegen die katholische
Kirche, gegen die sich diese aufzulehnen Grund hitte. Hunderttausende,
vielleicht Millionen von Katholiken in allen Lindern setsen sich vielmehr
freiwillig, aus Uberzeugung, fiir die Sache des Kommunismus ein und
kimpfen in seinen Reihen mit, wobei wir nie vergessen wollen, daf§ eben
der Katholik an der totalitiren Seite des Kommunismus grundsislich
durchaus keinen Anstofl nimmt. Diese freiwillige Massenabwanderung
von Katholiken zum Kommunismus — das ist es vor allem, was den Vati~
kan so tief beunruhigt, muf} er doch befiirchten, daf die ganze Zwangs~
einheit und autoritire Struktur der rémischen Kirche allmzhlich gesprengt
werde, wenn sich die ketserische Lehre, dafl man Kommunist sein oder
mit dem Kommunisten zusammenarbeiten und doch ein treuer Sohn der
katholischen Kirche bleiben kénne, in der Tschechoslowakei und in Polen,
in Ungarn und Slowenien, in Italien und Frankreich — kurz {iberall, wo
Katholiken wohnen, weiter ausbreiten und befestigen sollte. Die Exkom~
munikationsdrohung Roms, die das verhindern will, kennzeichnet sich
damit eindeutig als Gewaltschlag gegen die freie politische Meinungs-
- bildung und Betitigung der Glieder der katholischen Kirche, auch wenn
die westlichen «Verteidiger von Demokratie und Menschenrechts das
ganz in Ordnung finden. Diese Gewalttitigkeit und Unduldsamkeit ge-~
hért eben zum innersten Wesen der heutigen Papstkirche, und ihr Zu~
sammenstofl mit der ebenso gewalttitigen und unduldsamen Kominform-
kirche liegt darum durchaus in der Natur der Dinge. Nur darf man
dabei nicht tibersehen, dafl in diesem Fall das Ziel der kommunistischen
Aktion, nimlich die Freiheit der politischen Betitigung gegeniiber dem
Herrschaftsanspruch des rémischen Zentralismus und Absolutismus zu
sichern, richtig ist, wenn wir auch die zu seiner Erreichung gebrauchten
Mittel nicht billigen mdgen. Und wir werden es ja wohl auch erleben,
dafl Kirchenbann und Verweigerung der Sakramente gegen die soziale
Revolution unserer Tage so wenig vermdgen werden, wie sie gegen die
religidse und politisch~soziale Revolution des 16.Jahrhunderts vermocht
haben. Die Kluft zwischen dem katholischen Kirchenvolk und der rémi-
schen Hierarchie wird sich vielmehr gerade deswegen eher noch erwei-~
tern und mdglicherweise zur Bildung romfreier katholischer National~
kirchen fithren, wenigstens in den osteuropiischen Volksrepubliken und
nicht zuletst in der Tschechoslowakei selbst, deren Boden dafiir ja beson~
ders gut vorbereitet ist.
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2. Wohl hat die rémische Kirche das Redht, selbst zu bestimmen, wel~
ches politische Handeln mit threr Lehre vereinbar ist und welches nidht.
Aber ebensosehr hat jeder, der sich zu Christus bekennt — ob Katholik
oder Protestant —, das Recht, den Leitern der rémischen Kirche zu be-~
streiten, daf} sie, vom Evangelium her gesehen, mit ihrer Entscheidung
‘das Richtige getroffen hitten. Warum, so mufl man doch fragen, erklart
die rémische Hierarchie nur den Kommunismus als «materialistisch und
widerchristlich», nicht aber auch den Kapitalismus? Warum tut sie nur die
Anhinger des Kommunismus in den Bann, nicht aber auch die Bekenner
und Ausiiber der Religion des Gétsen Mammon, nicht auch die Handler
und Wedhsler, die Ausbeuter und Spekulanten? Warum nicht die Kriegs~
und Militirglaubigen, die Generile und Riistungsfabrikanten, die Atom-
bombentechniker und Giftgaschemiker, iiberhaupt alle, die den Krieg vor~
bereiten und fithren, so wie die christliche Friihkirche das Waffentragen
streng verurteilte und Offiziere, ja sogar Staatsbeamte und Richter, aus
ihren Reihen ausschloff? Warum arbeitete die katholische Kirche jahr~
hundertelang mit der volksfeindlichen &sterreichisch~ungarischen Mon-~
archie zusammen, wihrend sie jeit gegen die Zusammenarbeit mit dem
kommunistischen Staat, ja schon mit der kommunistischen Bewegung,
die schwersten Kirchenstrafen androht? Warum hatte Rom nichts einzu~
wenden ‘gegen einen Monsignore Tiso, solange er in der Slowakei die
Geschifte der Nazi besorgte, erklirt es nun aber als «unzulissige Ein~
mischung in die Politik», wenn der Pater Plojhar sich zum Gesundheits~
minister in der tschechoslowakischen Regierung machen lafit, und ent-
hebt ihn seiner priesterlichen Funktionen? Warum stellt sich die katho~
lische Kirche mit all ihrer Kraft hinter das faschistische Blutregiment
eines Franco und brandmarkt gleichzeitig das trots allem unvergleichlich
viel mensdhlichere Regiment Gottwald als unsittlich und gottlos?

Die Antwort kann immer nur sein: Weil die r&mische Kirche, wie
allzeit, so auch heute die Sache der Herrschenden und Besisenden dieser
Welt — zu denen sie eben selber gehdrt — verteidigt und, nehmt alles
nur in allem, eine der zuverlissigsten Stiisen der feudalen und kapita~
listischen Unrechtsordnung ist, die sie ohne Wanken und Zdgern be~
kiampfen sollte, wenn sie threm Herrn und Meister treu sein wollte! Und
damit stoflen wir {iberhaupt zum Kern der Sache vor. Auch in der
Tschechoslowakei handelt es sich nicht einfach um den Kampf zweier
totalitirer Systeme, in dem wir geruhsam Neutralitit bewahren kénn~
ten; es geht vielmehr um ein Stiick Entscheidung in dem weltweiten
Kampf zwischen Religion und Gottesreich, um die Entthronung der
rémischen Kirche als einer die Weltordnungen verklirenden und erhal-
tenden Geistesmacht, um die Ausschaltung ihres konservativ und gegen~
revolutiondr wirkenden Herrschaftsapparats und die Entbindung der in
den katholischen V&lkern schlummernden, aber sich schon kréftig regen-~
den Glaubenskrifte zum Kampf fiir die Sache der Gerechtigkeit und des

Friedens unter den Menschen. Wir diirfen darum nicht bei der erregten
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Anprangerung des kommunistischen Absolutismus stehen bleiben, diir~
fen uns nicht mit der Verdammung des kommunistischen Atheismus und
Antichristianismus zufrieden geben, sondern miissen, wie in der Aus~
einanderseung mit der marxistischen Weltanschauung und Gesell-
schaftslehre iiberhaupt, neben dem groflen Unrecht, in dem der Kom-
munismus befangen ist, auch sein grofles Recht anerkennen, namentlich
seinen leidenschaftlichen, hingebungsvollen, gliubigen Kampf fiir die
~ soziale Revolution, einen Kampf, den vor allem die Christenheit zu fith~'
ren berufen gewesen wire, dessen sie sich aber schuldhaft geweigert
hat, und den nun eben der Kommunismus aufgenommen hat und fishrt —
auf seine Weise. Und das heifit, dafl der Kommunismus mit allem, was
er Verhidngnisvolles und Widerdhristliches in sich trigt, zuletst nur iiber~
wunden werden kann, wenn ihm.ein {iberlegener, lebendiger Glaube
entgegentritt, der die Revolution Christi auf seine Fahnen schreibt —
nicht aber ein Christentum, das, aus noch so wohlgemeinter Freiheits~
liebe, tatsichlich in einer Front mit den schlimmsten Mammonsmidchten
und mit der ganzen biirgerlich~konservativen Welt von heute steht.

Das gilt gegeniiber der rémisch-katholischen Internationale; es gilt
aber auch vom organisierten Protestantismus, dessen Weltkirchenrat,
offenkundig durch den Kampf in der Tschechoslowakei inspiriert, vor
kurzem einen flammenden Aufruf zum Widerstand gegen die totalitiren
Doktrinen erlassen hat, ohne daran zu denken, dafl die Anklagen, mit
denen er den Kommunismus zu treffen sucht — der Totalitarismus Iehre,
dafl «zur Erreichung sozialer oder politischer Ziele alles gestattet ists,
setse «politische Macht vor Gott», wolle die Kirche «fiir weltliche Zwedke
ausbeuten» usw. —, ebensosehr, ja in erster Linie gegen den Kapitalismus
und seine Machtpolitik, gegen alles Militirwesen und alles Kriegfiihren
erhoben werden miissen, Erscheinungen also, die den Kommunismus
erst eigentlich auf den Plan gerufen und dann freilich auf ihn selbst ab~
gefirbt haben. Wenn der «geistige Kampf gegen den Kommunismus»
auf diesem Boden weitergefiihrt wird, ist er von vornherein verloren und
bleibt blofle Klopffechterei, die nicht weiter ernst genommen zu werden
verdient. Uniiberwindlich wird nur eine diristliche Gemeinde sein, die
auf Felsengrund erbaut ist und von hier aus fiir jene neue Erde streitet,
darinnen Geredhtigkeit wohnen soll.

2. August. | Hugo Kramer.

Schweizerische Rundschau

Finanzreform ohne das Volk Die eidgendssischen Réte haben sich,
wie zu-erwarten war, in ihrer Som~

mertagung iiber die Neuordnung der Bundesfinanzen nicht einigen kdnnen. Auch die
besondere <Einigungskonferenz», die nun in Titigkeit treten muf}, wird wohl zu
nichts fithren. So hat denn der Bundesrat jetit den Kammern einen — im iibrigen un~
gewdhnlich schludrig begriindeten — Antrag unterbreitet, wonach das geltende Finanz~

353



	Weltrundschau : Pause im kalten Krieg? ; Sprungbereit! ; Das Wirtschaftsproblem ; Die amerikanische Lösung ; Westeuropa - Deutschland ; England und der Sozialismus ; Die Wirtschaft des Ostblocks ; Pazifikbund? ; Der geistige Kampf

